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SPÖ BAYR ENTWICKLUNGSPOLITIK 

Bayr: Österreich soll bei "Recht auf Wasser und Nahrung" offensive Rolle übernehmen =

   Wien (SK) Anlässlich des heutigen internationalen Umwelt-Tages der UNO mit dem Schwerpunkt Wasser fordert die entwicklungspolitische Sprecherin der SPÖ, Petra Bayr, das Recht auf Zugang zu leistbarem und sauberem Trinkwasser. Auf dem letzten Welternährungsgipfel hat die FAO (UN-Organisation für Nahrung und Landwirtschaft), nun beschlossen, Richtlinien für die Umsetzung des Rechts auf Nahrung zu entwickeln. Sauberes Trinkwasser sei das wichtigste Nahrungsmittel

und gleichzeitig Grundlage für Gesundheitsvorsorge. ****

Seit März dieses Jahres gibt es eine Arbeitsgruppe der FAO, die eine Textierung ausarbeiten und den 840 Millionen Menschen, die chronisch unterernährt sind, auch ein rechtliches Instrument gegen Hunger in die Hand geben soll. "Hier fließt natürlich auch die Meinung der EU federführend ein, ein Meinungsbildungsprozess in Brüssel ist in Gang. Bisher hat sich Österreich bei der Findung eines europäischen Zugangs zur Frage Recht auf Wasser und Nahrung nicht gerade mit Ruhm bekleckert. Laut Auskunft von ExpertInnen hält sich Österreich "bedeckt" was eine Meinung zu dieser weltweit wichtigen Frage betrifft", so Petra Bayr und fordert Landwirtschaftsminister Pröll auf, im Sinne des Kampfes gegen den weltweiten Hunger und den Wassermangel eine offensive Rolle zu spielen.

Bayr weiter: "Der Zugang zu Wasser ist ein menschliches Grundrecht und darf durch Liberalisierungen nicht der Willkür des Marktes überlassen werden!" In diesem Zusammenhang weist die entwicklungspolitische Sprecherin darauf hin, dass das GATS (general agreement on trade in services) für die Trinkwasserversorgung von Menschen im Süden katastrophale Auswirkungen haben kann. Aufgrund der Abhängigkeit von Industrieländern werden Entwicklungsländer dazu gedrängt, Liberalisierungen einzugehen, die den Wasserpreis in die Höhe treiben. Auch Weltbank und Internationaler Währungsfonds knüpfen ihre Kreditvergaben oft an die Forderung, die staatliche Subvention des Wasserpreises aufzugeben und Privatisierungen vorzubereiten. Dieser Prozess hat lebensbedrohliche Auswirkungen gerade für arme Bevölkerungsschichten, die dann keinen Zugang mehr zu sauberem und leistbarem Trinkwasser haben. Viele wertvolle Bemühungen der 

österreichischen Entwicklungszusammenarbeit werden so zunichte gemacht.

"Alle Menschen müssen Zugang zu sauberem und leistbarem Trinkwasser haben. Es muss auch im GATS außer Streit stehen, dass arme Menschen dieser Welt nicht von notwendigen öffentlichen Dienstleistungen abgeschnitten sein dürfen", so Bayr abschließend. (Schluss) ns/mm

Mehr Informationen über die entwicklungspolitische Arbeit der SPÖ unter: www.entwicklungspolitik.spoe.at

Rückfragehinweis: Pressedienst der SPÖ        Tel.: (++43-1) 53427-275                   http://www.spoe.at
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